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Motion Fraktion AL/GPB-DA/PdA+ (Mess Barry, parteilos/Daniel Egloff, PdA): 
Stopp Diskriminierung: Armut darf kein Hindernis für eine Einbürgerung 
sein, auch ehemalige und aktuell Sozialhilfebeziehende sollen die Chance 
auf eine Einbürgerung haben 

 

 

Im Jahr 2013 hat der Kanton Bern über die Einbürgerungsinitiative abgestimmt und diese leider 

angenommen. Jedoch wurde die Initiative in der Stadt Bern abgelehnt. Seit diesem Zeitpunkt ist es 

im Kanton Bern nicht mehr möglich das schweizerische Bürgerrecht zu erhalten, wenn Sozialhilfe 

bezogen wurde und diese noch nicht zurückbezahlt wurde. Jedoch ist es für Ausländerinnen und 

Ausländer, die als Flüchtlinge in die Schweiz gekommen sind, gar nicht anders möglich als erst mal 

Sozialhilfe zu beziehen. Dies führt zu einer besonders ungerechten Situation und verhindert eine 

Einbürgerung über Jahre oder evtl. das Leben lang und dies auch, wenn er/sie eine Schweize-

rin/einen Schweizer geheiratet hat und sie gemeinsame Kinder haben. Da die Bürgerinnen der 

Stadt Bern offensichtlich mit dieser ungerechten Regelung nicht einverstanden sind, sollte der Ge-

meinderat prüfen, welche Möglichkeiten es gibt, eine Lösung zu finden, so dass Menschen sich 

doch noch einbürgern lassen können, welche Sozialhilfe beziehen bzw. bezogen haben ohne dass 

diese Leistungen vorher zurückbezahlt werden müssen. Arm sein ist kein Verbrechen! Armut be-

kämpfen, statt die Armen bekämpfen! 

Der Gemeinderat wird mit folgender Massnahme beauftragt: 

Er prüft, welche Möglichkeit es gibt, Menschen in der Stadt Bern die Aussicht auf eine Einbürge-

rung zu ermöglichen, trotz dem Bezug von Sozialhilfeleistungen und ohne, dass diese zuvor zurück 

bezahlt werden müssen. Dabei ist auch in Betracht zu ziehen, gemeinsam mit dem Kanton Lösun-

gen zu finden. 

Begründung für Dringlichkeit 

Betroffene warten auf eine Einbürgerung und sind mit der neuen Gesetzgebung blockiert. Diese 

Menschen müssen so schnell wie möglich aus dieser unklaren Situation befreit werden. 

Die Dringlichkeit wird vom Büro des Stadtrats abgelehnt. 

 

Bern, 02. Juli 2015 

Erstunterzeichnende: Mess Barry, Daniel Egloff 

Mitunterzeichnende: Christa Ammann, Halua Pinto de Magalhães, Fuat Köçer, Bettina Stüssi, Pat-

rizia Mordini, Michael Sutter, Lena Sorg, Gisela Vollmer, Ingrid Kissling-Näf, Benno Frauchiger, 

Martin Krebs, Luzius Theiler 

 


